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Zugehörigkeit einer Darlehensforderung, die in einem Finalzu​sammenhang mit der Anpachtung eines betrieblich genutzten Grundstücks steht, zum notwendigen Betriebsvermögen.

Bilanzberichtigung wegen bislang nicht berücksichtigter ge​stundeter Zinserträge.




Tatbestand

Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob ein in einem Darlehensvertrag vereinbartes An​kaufsrecht für ein Grundstück bei späterer Ausübung in Höhe der zwischenzeitlich ein​getretenen Wertsteigerung des Grundstücks zu zusätzlichen Einnahmen aus Kapitalvermö​gen führt und ob eine Darlehensforderung dem Betriebsvermögen eines Land‑ und Forst​wirtschaftsbetriebs zuzurechnen ist.

Die Kläger sind Landwirte. Ab dem xxx 1991 hat der Kläger seinen landwirtschaftlichen Be​trieb an seine Tochter verpachtet. Die landwirtschaftlichen Flächen der Klägerin in K sind ebenfalls an die Tochter verpachtet. Für das Wirtschaftsjahr 1991/92 ermittelte der Kläger seine Einkünfte aus Land‑ und Forstwirtschaft durch Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG). Für das Wirtschaftsjahr 1992/93 ging der Kläger zu einer Einnahme-Überschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG über. Die Veranlagung für das Streitjahr 1992 erfolgte unter dem Vorbehalt der Nachprüfung entsprechend der vorgelegten Steuererklärung.

Im Jahr 1995 fand beim Kläger eine Außenprüfung statt, die die Einkommensteuer 1991 bis 1993 (Wirtschaftsjahre 1991/92 bis 1993/94) umfasste. Dabei wurde u.a. ein Grundstücks​erwerb laut notariellem Kaufvertrag vom xxx November 1992 überprüft. Danach hatte der Kläger von I zwei Flächen von 5 ha und 0,2 ha in O für 92.000 DM gekauft. Nutzen und Lasten waren am 1. Oktober 1992 übergegangen, der Kaufpreis war nach § 4 des Vertrages bereits entrichtet worden. Zahlungen an I stellte der Außenprüfer im Prüfungszeitraum nicht fest.

Diesem Vorgang lag folgender Sachverhalt zugrunde:

Der Kläger und der zwischenzeitlich verstorbene Ehemann von Frau I (E) kamen im Jahr 1976 überein, dass der Kläger von E ein landwirtschaftliches Grundstück zur Größe von 5 ha erwerben könne. E sah sich aber zu dieser Zeit nicht in der Lage, das Grundstück sofort an den Kläger zu veräußern, weil er dann Abfindungsansprüche an weichende Erben nach § 13 der Höfeordnung hätte leisten müssen.

Der eingeschaltete Notar unterbreitete den beiden mit Schreiben vom 1. November 1976 ei​nen Vorschlag. Danach sollte E das fragliche Grundstück auf zwölf Jahre für jährlich 2.000 DM an den Kläger verpachten. Gleichzeitig sollte der Kläger E ein Darlehen über 50.000 DM zu einem Zinssatz von 4 v.H. gewähren, wobei die Rückzahlung der Darlehens​summe im Jahr 1992 fällig werden sollte und die zwischenzeitlich anfallenden Zinsen bis zu diesem Zeitpunkt zu stunden waren. Dem Kläger sollte zusätzlich ein Wahlrecht eingeräumt werden, entweder die Darlehenssumme zuzüglich der Zinsen oder aber den Abschluss eines Kaufvertrags über das Grundstück verlangen zu können, wobei der Kaufpreis in diesem Fall der Darlehenssumme zuzüglich der Zinsen entsprechen sollte. Vorsorglich sollte der Kläger für den Fall, dass E vor dieser Zeit in wirtschaftliche Schwierigkeiten kommen sollte, ein vor​zeitiges Kündigungsrecht hinsichtlich des Darlehens eingeräumt werden. Der Notar wies in seinem Schreiben darauf hin, dass die vereinbarten Zinsen einkommensteuerpflichtig seien. Er könne aber nicht beurteilen, ob die Zinsen jährlich oder aber erst im Zeitpunkt der Fällig​keit in ihrer gesamten Höhe steuerlich berücksichtigt würden, und bat der Kläger insoweit um eigene Überprüfung.

Am xxx Dezember 1976 schlossen der Kläger und E einen notarielle beurkundeten Dar​lehensvertrag. Der Kläger gewährte E ein Darlehen in Höhe von 52.000 DM, spätestens zahlbar am 31. Januar 1977. Es wurde eine feste Laufzeit bis zum 30. September 1992 ver​einbart, zu der die Rückforderung der Darlehenssumme ohne weiteres fällig wurde. Der Klä​ger war zur vorzeitigen Kündigung berechtigt, wenn E in wirtschaftliche Schwierigkeiten ge​riet. Das Darlehen war mit jährlich 5 v.H. zu verzinsen, wobei die Zinsansprüche des Klägers bis zur Fälligkeit des Rückforderungsanspruchs gestundet wurde. Für den Fall der regulären Fälligkeit wurde dem Kläger das freie Wahlrecht eingeräumt, anstelle der Rückzahlung zu​züglich der aufgelaufenen Zinsen auch ein Ankaufsrecht über das Grundstück von 5 ha aus​zuüben. Für diesen Fall war E verpflichtet, das Grundstück an den Kläger für diese Summe zu verkaufen und zu übertragen. Die Darlehensforderung wurde durch Überlassung einer Grundschuld auf einem anderen Grundstück des E gesichert.

Am gleichen Tag schlossen der Kläger und E vor demselben Notar einen Pachtvertrag über das Grundstück für einen Zeitraum vom 1. Oktober 1980 bis zum 30. September 1992. Es wurde ein jährlicher Pachtzins von 1.830 DM vereinbart. Für den Fall des Todes des Klägers wurde seinen Erben und E ein Kündigungsrecht mit einer Frist von sechs Monaten ein​geräumt.

Da dem Außenprüfer während der Prüfung keine schriftlichen Unterlagen vorgelegt wurden, beurteilte er die Hingabe von 50.000 DM im Jahr 1976 als Darlehensgewährung einschließ​lich Verzinsung. Den Wert für die erworbenen Grundstücke ermittelte er anhand der Richt​wertkarte für Ackerland der Gemeinde O mit 4 DM pro qm und gelangte so zu einem Ge​samtwert von 208.000 DM. Die Differenz zwischen dem Grundstückswert und dem Dar​lehensbetrag in Höhe von 158.000 DM erfasste er als Kapitalerträge bei den Einkünften des Klägers aus Kapitalvermögen. Der Beklagte erließ einen entsprechenden Änderungsbe​scheid für das Streitjahr 1992 und hob den Vorbehalt der Nachprüfung auf.

Der hiergegen von den Klägern erhobene Einspruch hatte insoweit Erfolg, als der Beklagte bei der Berechnung der Zinseinnahmen von einer Darlehenssumme in Höhe von 52.000 DM ausging. Im Übrigen wurde der Einspruch zurückgewiesen.

Mit ihrer Klage verfolgen die Kläger ihr Begehren weiter. Sie sind der Auffassung, dass die 1976 begründete Darlehensforderung gegenüber E notwendiges Betriebsvermögen des Land‑ und Forstwirtschaftsbetriebs sei und deshalb keine Einkünfte aus Kapitalvermögen vorlägen. Durch das Vertragsbündel habe der Kläger, der damals noch aktiver Landwirt ge​wesen sei, den Grundstückserwerb zur Nutzung für seinen Betrieb ermöglichen wollen. Auf Grund des Pachtvertrages habe er die Fläche von 5 ha auch betrieblich genutzt, was ohne die Darlehensgewährung nicht möglich gewesen wäre. Die Vertragsparteien hätten diesen Gesamtplan auch ernsthaft umgesetzt, um dieses wirtschaftliche Ziel, nämlich die sofortige Besitz- und Nutzungsmöglichkeit und den späteren zivilrechtlichen Erwerb des Grundstücks zu einem feststehenden Preis zu erreichen. Nach ihrem Willen habe der Kläger bereits dau​erhaft über das Grundstück verfügen und wirtschaftlich so gestellt werden sollen, als sei er bereits von Anfang an Eigentümer gewesen. Bei einer solchen engen Verflechtung von ver​schiedenen Verträgen müsse man eine zusammenfassende wirtschaftliche Betrachtung an​stellen. Die notwendige Verknüpfung der Darlehensforderung mit dem Betrieb des Klägers ergebe sich bereits deshalb, weil bereits die langfristige Anpachtung der Fläche ohne die Darlehensgewährung nicht möglich gewesen sei.

Die Vertragsparteien seien seinerzeit von einem Hektarpreis von etwa 19.000 bis 20.000 DM ausgegangen, was durchaus realistisch gewesen sei. Zwischenzeitlich seien die Grund​stückspreise zwar um über 100 v.H. gestiegen. Dies könne allerdings bei der Bemessung der Anschaffungskosten für das Grundstück nicht berücksichtigt werden. Als Anschaffungs​preis sei nach den vertraglichen Beziehungen zwischen dem Kläger und E bzw. seiner Ehe​frau nur das gewährte Darlehen in Höhe von 52.000 DM zuzüglich der gestundeten Zinsen in Höhe von 40.733,20 DM anzusehen. Die Berechnung des Beklagten stelle demgegenüber nur eine Fiktion dar.

Die Darlehensforderung und die gestundeten Zinsen seinen allerdings nicht in den Bilanzen des Klägers aktiviert worden. Dies müsse nun nachgeholt werden, wobei sich die Bilanz​berichtigung auf den tatsächlichen Wert zum Zeitpunkt der Einbuchung erstrecke und damit gewinnneutral erfolgen müsse. Lediglich für das Wirtschaftsjahr 1992/93 könne ein anteiliger Zinsertrag von 650 DM erfasst werden. In diesem Zusammenhang verweist der Kläger zur Begründung auf das Urteil des Bundesfinanzhofes (BFH) vom 24. Oktober 2001, BStBl II 2002, 75.

Die zweite Teilfläche von 0,2 ha sei auf den Kläger nur deshalb übertragen worden, weil zwi​schenzeitlich eine Grenzbegradigung durchgeführt worden sei. Auch insoweit sei der Dar​lehensvertrag die maßgebliche Rechtsgrundlage für den Erwerb gewesen.

Der angefochtene Einkommensteuerbescheid 1992 in Gestalt des Einspruchsbescheids müsse dergestalt korrigiert werden, als die Einnahmen aus Kapitalvermögen des Klägers in Höhe von 156.000 DM außer Ansatz bleiben müssten. Gleichzeitig seien seine Einkünfte aus Land‑ und Forstwirtschaft um 1.625 DM zu erhöhen, wobei die Hälfte der zu erfassenden Zinsen für das Wirtschaftsjahr 1991/92 in Höhe von 2.600 DM und die Hälfte der Zinsen für das Wirtschaftsjahr 1992/93 in Höhe von 650 DM anzusetzen sein. Unter Berücksichtigung des nunmehr zu gewährenden Freibetrags nach § 13 Abs. 3 EStG in Höhe von 4.000 DM ergebe sich ein zu versteuerndes Einkommen in Höhe von xxx DM. Bei der Festsetzung der Einkommensteuer müsse § 34 e EStG beachtet werden. 

Die Kläger beantragen,

den Einkommensteuerbescheid 1992 vom xxx in Gestalt des Einspruchsbe​scheids vom xxx zu ändern, bei den Einkünften aus Kapitalvermögen des Klägers Einnahmen in Höhe von 156.000 DM unberücksichtigt zu lassen und die Einkommensteuer nach einem zu versteuernden Einkommen in Höhe von xxx DM festzusetzen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hält an seiner im Einspruchsbescheid geäußerten Rechtsansicht fest. Zwischenzeitlich durchgeführte Ermittlungen hätten ergeben, dass der Verkehrswert des im Darlehensvertrag bezeichneten Grundstücks 1976 etwa 121.000 DM betragen habe. Zur Überzeugung des Beklagten habe der Kläger seinerzeit die Bilanzierung der Darlehensforderung bewusst un​terlassen, weil der Notar ihn auf die steuerlich möglicherweise eintretenden Folgen aufmerk​sam gemacht habe. Das Unterlassen der Bilanzierung und die Nichtberücksichtigung der Zinsen seien als Ausnutzung steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten anzusehen, an die der Kläger nun gebunden sei.

In der mündlichen Verhandlung ist der Kläger zu den Vorgängen der Jahre 1976 bis 1992 befragt worden. Dabei erklärte er, es habe zwischen ihm und E von Anfang an Einigkeit da​rüber bestanden, dass das fragliche Grundstück letztlich in sein Eigentum übergehen sollte. E habe seinerzeit den Notar eingeschaltet, um eine Lösung zu finden, die es ihm ermög​lichte, bereits zu dieser Zeit über den zu erwartenden Kaufpreis verfügen zu können. Er habe seinerzeit seinen Steuerberater nicht nach den steuerrechtlichen Konsequenzen befragt, weil er das Auskunftsschreiben des Notars nicht erhalten habe und zudem den Vorgang nicht habe publik machen wollen. Die Auszahlung des Darlehens sei in etwa vier Raten erfolgt. Es könne sein, dass kleinere Beträge in bar gezahlt worden seien, im Übrigen seien die Raten aber von seinem betrieblichen Girokonto überwiesen worden. Auf Nachfrage des Gerichts räumte der Kläger dann ein, dass auch er das Schreiben des Notars vom 1. November 1976 erhalten habe. Seinen damaligen Steuerberater habe er trotzdem nicht von dem Darlehens​vertrag unterrichtet. Auf weiteren Vorhalt des Gerichts, sein Steuerberater habe doch sicher​lich bei Erstellung der Buchführung bei ihm nachgefragt und um Aufklärung des Hintergrunds der Überweisungen an E nachgesucht, erklärte er, er wisse davon nichts mehr. Er gehe da​von aus, dass der Steuerberater ihn nicht zu den Zahlungen befragt habe. 

Entscheidungsgründe

Die Klage ist teilweise begründet, im Übrigen unbegründet.

Der Einkommensteuerbescheid 1992 vom xxx und der Einspruchsbescheid vom xxx sind rechtswidrig und verletzen die Kläger in ihren Rechten, soweit bei der Veranlagung Einnah​men aus Kapitalvermögen des Klägers in Höhe von 156.000 DM berücksichtigt wurden. Der Kläger hat im Streitjahr 1992 aus dem Erwerb der beiden Grundstücke unter Anrechnung seines Anspruchs auf Rückzahlung des Darlehens und der gestundeten Zinsen in Höhe der Differenz zum Verkehrswert der Grundstücke keine Einnahmen aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG erzielt. Die Einkünfte der Klägerin aus Kapitalvermögen reduzieren sich durch den bei ihr zu berücksichtigenden Werbungskostenpauschbetrag nach § 9 a Nr. 2 EStG und den Sparerfreibetrag des Klägers nach § 20 Abs. 4 Satz 2 EStG auf 0 DM. Die Einkünfte des Klägers aus Land- und Forstwirtschaft sind dagegen nicht nur um 1.625 DM, sondern um 20.366 DM zu erhöhen. Unter Berücksichtigung des zu gewährenden Freibe​trags nach § 13 Abs. 3 EStG ist die Klage unbegründet, soweit die Berücksichtigung eines zu versteuernden Einkommens von weniger als 48.750 DM von den Klägern begehrt wird.

Der Kläger erzielte durch den Erwerb des Grundstücks 1992 keine Einkünfte aus Kapital​vermögen, weil dieser Vorgang gemäß § 20 Abs. 3 EStG vorrangig bei seinen Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft zu berücksichtigen ist. Entgegen der Auffassung des Be​klagten ist die Darlehensforderung sowie die Forderung auf Zahlung der gestundeten Zinsen notwendiges Betriebsvermögen des land‑ und forstwirtschaftlichen Betriebs des Klägers.

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH gehören die Wirtschaftsgüter zum notwendigen Betriebsvermögen, die objektiv erkennbar zum unmittelbaren Einsatz im Betrieb bestimmt sind (BFH, Urteile vom 19. Februar 1997 XI R 1/96, BStBl II 1997, 399, 402; vom 1. De​zember 1976 I R 73/74, BStBl II 1977, 315). Das Wirtschaftsgut muss, wenn auch nicht un​entbehrlich oder notwendig, so doch sich in gewisser Weise auf den Betriebsablauf be​ziehen und ihm zu dienen bestimmt sein. Abzustellen ist auf die tatsächliche Zweckbestimmung, also die konkrete Funktion des Wirtschaftsguts im Betrieb. Die Bestimmung erfordert eine endgültige Funktionszuweisung; dies ist auch schon die abschließende Bestimmung, dass das Wirtschaftsgut in Zukunft betrieblich genutzt wird. An dieser Voraussetzung fehlt es, wenn der Einsatz des Wirtschaftsgutes im Betrieb erst als möglich in Betracht kommt, aber noch nicht sicher ist. Ein Wirtschaftsgut kann danach auch als auf Vorrat gehalten dem notwendigen Betriebsvermögen zugehören; dies setzt aber voraus, dass eine andere als die betriebliche Verwendung nach den objektiven Gegebenheiten künftig nicht in Betracht kommen wird (BFH, Urteil vom 6. März 1991 X R 57/88, BStBl II 1991, 829).

Wird ein Wirtschaftsgut erworben, ist ein objektiver wirtschaftlicher oder tatsächlicher Zu​sammenhang mit dem Betrieb erforderlich (BFH, Urteil vom 9. August 1989 X R 20/86, BStBl II 1990, 128). Ein allgemeiner Zusammenhang zur Schaffung günstiger betrieblicher Rahmenbedingungen genügt hierbei, ein nur rechtlicher Zusammenhang schafft dagegen keine betriebliche Veranlassung. Entscheidend ist im Einzelfall, ob das auslösende Moment im betrieblichen Bereich liegt (vgl. BFH, Beschluss vom 4. Juli 1990 GrS 2‑3/88, BStBl II 1990, 817, 823).

Der Steuerpflichtige, der die Zugehörigkeit eines Wirtschaftsgutes zum notwendigen Be​triebsvermögen geltend macht, hat die objektiven tatsächlichen und wirtschaftlichen Ge​gebenheiten seines Betriebs und des jeweiligen Geschäftsvorfalls darzulegen und glaubhaft zu machen, dass das seinen Entschluss auslösende Moment unzweifelhaft im betrieblichen Bereich lag. Lässt der feststellbare Geschehensablauf einen derartigen Rückschluss auf die behaupteten betrieblichen Absichten nicht zu, trifft ihn die Feststellungslast (vgl. Heinicke, in Schmidt, EStG, 21. Aufl. 2002, § 4 Rdnr. 31 m.w.N.).

Unter Beachtung dieser Grundsätze steht zur Überzeugung des Senats fest, dass die durch den Abschluss des Darlehensvertrags mit E begründeten Forderungen zum Zeitpunkt ihres Entstehens als notwendiges Betriebsvermögen dem Betrieb des Klägers zuzurechnen sind, weil der Kläger tatsächlich die Absicht hatte, mit der Gewährung des Darlehens die betrieb​liche Nutzung des Grundstücks des E für längere Zeit zu ermöglichen.

Nach der Rechtsprechung des BFH gehört eine Darlehensforderung dann zum notwendigen Betriebsvermögen, wenn die Gewährung des Darlehens auf einem Vorgang beruht, der in den betrieblichen Bereich fällt (BFH, Urteil vom 26. Februar 1975 I R 50/73, BStBl II 1975, 573 m.w.N.; FG München, Urteil vom 23. April 1990 13 K 13146/86, BB 1990, 1871). So hat der BFH beispielsweise eine Darlehensforderung eines Steuerberaters gegen seinen Man​danten als notwendiges Betriebsvermögen behandelt, wenn das Darlehen gewährt wurde, um eine Honorarforderung zu retten (vgl. BFH, Urteil vom 22. April 1980 VIII R 236/77, BStBl II 1980, 571). Die Forderung eines Einzelhändlers aus einem Darlehen, das er als Ge​nosse seiner Wareneinkaufsgenossenschaft gewährt, gehört jedenfalls dann zu seinem not​wendigen Betriebsvermögen, wenn das Darlehen den Betrieb der Genossenschaft fördert und der Genosse von ihr einen erheblichen Teil seiner Waren bezieht (BFH, Urteil vom 3. August 1977 I R 41/76, BStBl II 1978, 53). Schließlich ist auch eine Darlehensforderung dem notwendigen Betriebsvermögen zuzuordnen, wenn die Darlehenshingabe dazu dient, dem Darlehensnehmer den Erwerb eines Grundstücks zu ermöglichen, welches er dem Dar​lehensgeber langfristig für dessen betriebliche Zwecke zur Nutzung überlassen soll, wobei eine fünfjährige Mietzeit genügt (BFH, Urteil vom 26. Februar 1975 I R 50/73, BStBl II 1975, 573 in Fortführung des Urteils vom 12. Juni 1974 I R 212/73, BStBl II 1974, 734). Bei der Prüfung der betrieblichen Veranlassung ist dabei entscheidend, ob die Darlehensgewährung objektiv geeignet war, den Betrieb zu fördern.

Nach dem glaubhaften Vortrag des Klägers standen die Darlehensgewährung, der Ab​schluss des Pachtvertrags und die Gewährung des Ankaufrechts in einem untrennbaren wirt​schaftlichen Zusammenhang. Hierfür spricht das Schreiben des Notars vom 1. Novem​ber 1976. Aus ihm geht hervor, dass der Kläger und E ursprünglich eine Veräußerung des Grundstücks angestrebt hatten und dies nur wegen der erbrechtlichen Problematik nicht möglich war. Der Notar bemühte sich deshalb, eine vertragliche Konstruktion zu wählen, die dem angestrebten Ziel der Parteien wirtschaftlich am nächsten kam. Aus diesem Grunde wurde der vom Kläger und E avisierte Kaufpreis abgezinst und E sofort darlehensweise zur Verfügung gestellt. Gleichzeitig musste der Kläger für die vorzeitige Besitzüberlassung einen Pachtzins entrichten. Nach Aktenlage ergibt sich nicht, dass dieser Pachtzins unangemes​sen war, dieses wird vom Beklagten auch nicht behauptet. Auch der zwischen den Parteien zugrunde gelegte Kaufpreis weicht – bezogen auf die Verhältnisse 1976 – nicht in einem solchen Umfang von der Wertermittlung des Beklagten ab, dass von einem nicht ernsthaft gewollten Vertrag ausgegangen werden müsste. Die vom Kläger zur Erklärung der unge​wöhnlichen Vertragskonstruktion vorgetragenen erbrechtlichen Schwierigkeiten des E sind ebenfalls glaubhaft und werden vom Beklagten auch nicht in Abrede gestellt.

Entgegen der Rechtsansicht des Beklagten war die Darlehensgewährung auch zweifelsfrei objektiv geeignet, den land‑ und forstwirtschaftlichen Betrieb des Klägers zu fördern. Dabei kann es letztlich offenbleiben, ob der notwendige Zusammenhang zwischen dem Betriebs​ablauf und der Darlehensgewährung darin zu sehen ist, dass dem Kläger im Darlehensver​trag ein Ankaufsrecht zugebilligt wurde. Das Gericht teilt insoweit die Bedenken des Beklag​ten, weil nach der vertraglichen Konstruktion nicht auszuschließen ist, dass der Kläger die Ausübung des Wahlrechts von der Wertentwicklung des Grundstücks abhängig gemacht hat und bei ungünstigem Verlauf auf der Rückzahlung der Darlehenssumme zuzüglich der ge​stundeten Zinsen bestanden hätte.

Zur Überzeugung des Gerichts besteht aber ein enger wirtschaftlicher Zusammenhang zwi​schen der Darlehensgewährung und der langfristigen Nutzungsüberlassung des Grund​stücks durch den Abschluss des Pachtvertrags. Nach dem Schreiben des Notars ist davon auszugehen, dass E das Grundstück, das er verkaufen wollte, nicht für einen derartig langen Zeitraum an den Kläger verpachtet hätte, wenn dieser ihm nicht das Darlehen gewährt hätte. Es wird vom Kläger nicht bestritten, dass der Kläger die zugepachteten Flächen für seinen Betrieb genutzt hat. Dieser Förderungszweck genügt nach der Rechtsprechung des BFH als betrieblicher Anlass. Ein privates Motiv des Klägers, etwa E zur Erzielung von Zinsein​nahmen ein entsprechendes Darlehen zu gewähren oder mit den Wertschwankungen des Grundstücks zu spekulieren, ist demgegenüber nicht erkennbar. 

Aus der gewählten vertraglichen Konstruktion wird vielmehr deutlich, dass es das Bestreben des Klägers war, trotz der erbrechtlichen Schwierigkeiten schnellstmöglich über die Grund​stücksflächen verfügen zu können, um sie im Rahmen seines Betriebs landwirtschaftlich zu nutzen. Aus dem Umstand, dass die Pachtzeit erst zum 1. Oktober 1980 begann, während das Darlehen bereits am 31. Januar 1977 ausgezahlt wurde, lässt sich ein gegenteiliges Er​gebnis nicht ableiten. Der Kläger hat insoweit glaubhaft in der mündlichen Verhandlung dar​gestellt, dass E zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch durch einen anderen Pacht​vertrag gebunden war. Entscheidend für den engen wirtschaftlichen Zusammenhang ist nach Ansicht des Gerichts vielmehr, dass alle Verträge am selben Tag von den Vertragsparteien unterschrieben worden sind.

Entgegen der Ansicht des Beklagten steht der Umstand, dass die Darlehensforderung und die gestundeten Zinsen nicht in den Bilanzen des Klägers aktiviert worden sind, dem Er​gebnis nicht entgegen. Ist ein Wirtschaftsgut des notwendigen Betriebsvermögens bislang in der Bilanz nicht aktiviert worden, so hat dies keinen Einfluss auf die rechtliche Beurteilung. Erforderlich ist in einem solchen Fall nur eine nachträgliche Aufnahme dieses Wirtschafts​guts in die Bilanz im Wege einer berichtigenden Einbuchung mit dem Wert, mit dem das bisher zu Unrecht nicht bilanzierte Wirtschaftsgut bei von Anfang an richtiger Bilanzierung zu Buche stehen würde (BFH, Urteil vom 24. Oktober 2001 X R 153/97, BStBl II 2002, 75, m.w.N.).

Die Minderung der Einkünfte des Klägers aus Kapitalvermögen führt zu einer Reduzierung der Einkünfte der Klägerin aus Kapitalvermögen auf 0 DM. Die Klägerin erzielte im Streitjahr 850 DM als Einnahmen aus Kapitalvermögen. Nach § 9 a Nr. 2 EStG und § 20 Abs. 4 EStG sind von diesen Einnahmen ein Werbungskostenpauschbetrag in Höhe von 200 DM und ein Sparerfreibetrag in Höhe von 2.400 DM abzuziehen, wobei die Einkünfte nicht negativ wer​den dürfen.

Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 1992 sind die Einkünfte des Klägers aus Land‑ und Forstwirtschaft um 20.366 DM zu erhöhen. Dieser Betrag resultiert aus einer Erhöhung des Gewinns des Klägers für das Wirtschaftsjahr 1991/92 in Höhe von 40.083 DM und einer Erhöhung der Einnahmen für das Wirtschaftsjahr 1992/93 in Höhe von 650 DM, die nach § 4 a Abs. 2 Nr. 1 EStG im Streitjahr je zur Hälfte zu berücksichtigen sind.

Für das Wirtschaftsjahr 1991/92 ergibt sich eine Erhöhung des Gewinn von 40.083 DM, weil die aufgelaufenen Zinsforderungen des Klägers gegenüber E für die Zeit vom 31. Janu​ar 1977 bis zum 30. Juni 1992 in dieser Höhe in seine Bilanz per 30. Juni 1992 erfolgs​wirksam zu aktivieren sind.

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH sind unrichtige Bilanzansätze grundsätzlich bis zur Fehlerquelle zu berichtigen. Ein rückwirkender Fehlerausgleich kann allerdings nur insoweit durchgeführt werden, als vorangegangene Veranlagungen und die ihnen zugrunde liegenden Bilanzen noch geändert werden können oder der Fehler sich bisher steuerlich nicht ausge​wirkt hat. Eine Berichtigung fortwirkender Bilanzierungsfehler hat deshalb grundsätzlich in der letzten noch offenen Veranlagung zu erfolgen. Nach dem Grundsatz des Bilanzenzu​sammenhangs ist in der Anfangsbilanz dieses Veranlagungszeitraums das Betriebsver​mögen am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, das der Veranlagung dieses Jahres zugrunde lag, auch dann anzusetzen, wenn die das Betriebsvermögen darstellende Vorjahresbilanz unrichtige Wertansätze enthält (BFH, Urteile vom 10. März 1989 III R 190/85, BFH/NV 1990, 358 und vom 16. Mai 1990 X R 72/87, BStBl II 1990, 1044, je​weils m.w.N.). Der Bilanzansatz bei einer irrtümlich unterlassenen Aktivierung eines Wirt​schaftsgutes bestimmt sich nach dem Wert, mit dem das bisher nicht bilanzierte Gut bei von Anfang an richtiger Bilanzierung zu Buche stehen würde (BFH, Urteil vom 24. Oktober 2001 X R 153/97, BStBl II 2002, 75, m.w.N.). Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist die Bilanz des Klägers auf den 30. Juni 1992 zu berichtigen und sowohl die Darlehensforderung gegenüber E in Höhe von 52.000 DM als auch die bis dahin aufgelaufenen Zinsforderungen in Höhe von 40.083,20 DM zu aktivieren.

Die unterlassene Aktivierung der Darlehensforderung sowie der jährlich entstandenen Zins​forderungen gegenüber E in den Bilanzen seit 1977 ist fehlerhaft, weil es sich bei diesen Wirtschaftsgütern um notwendiges Betriebsvermögen für den landwirtschaftlichen Betrieb des Klägers handelt, für das die Aktivierung nach 141 Abs. 1 Satz 2 Abgabenordnung (AO) in Verbindung mit § 240 Abs. 2 Handelsgesetzbuch (HGB) zwingend vorgeschrieben ist.

Die fehlerberichtigende Einbuchung muss in der Bilanz zum 30. Juni 1992 erfolgen, weil die Einkommensteuerveranlagung des Streitjahres die erste noch offene ist. Die Steuerbeschei​de für die Zeit von 1977 bis 1991 sind allesamt bestandskräftig. Einer Änderung der Verwal​tungsakte nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO steht insoweit der Eintritt des Festsetzungsverjährung nach § 169 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 AO entgegen. Der Beklagte hatte zwar im Rahmen der Außenprüfung 1995 beim Kläger auf Grund seiner mündlichen Angaben ermittelt, dass der Kläger E etwa im Jahr 1970 ein Darlehen über 50.000 DM gewährt habe und die fraglichen Grundstücke von diesem gepachtet habe. Laut seiner damaligen Aussage habe E ihm da​mals die Veräußerung des Grundstücks in Aussicht gestellt. Im Einspruchsverfahren gegen den Einkommensteueränderungsbescheid 1992 wurde dem Beklagten auch der notariell be​urkundete Darlehensvertrag vorgelegt. Aus diesen Unterlagen ergab sich aber für den Be​klagten nicht die rechtliche Konsequenz, die Darlehensforderung und die aufgelaufenen Zin​sen als notwendiges Betriebsvermögen beim landwirtschaftlichen Betrieb des Klägers einzu​ordnen. Erst mit der Überlassung des Schreibens des Notars vom 1. November 1976 im Klageverfahren im Jahr 2002 wurde deutlich, dass das Darlehen nach dem Willen des Klägers und des E in einem so engen wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Pachtvertrag stand, dass es als notwendiges Betriebsvermögen zu qualifizieren ist. Nach der Recht​sprechung des BFH muss die Fehlerberichtigung in der Bilanz zum 30. Juni 1992 vorge​nommen werden, weil die Einkommensteuerveranlagung für 1992 verfahrensrechtlich noch offen ist. Dies gilt unbeschadet der Tatsache, dass die Gewinnerhöhung bei der Einkommen​steuerveranlagung für 1991 nicht mehr berücksichtigt werden kann (BFH, Beschluss vom 25. August 2000 IV B 150/99, BFH/NV 2001, 308 m.w.N.).

Die Fehlerberichtigung muss entgegen der Rechtsansicht des Klägers hinsichtlich der auf​gelaufenen Zinsforderungen auch erfolgswirksam erfolgen. Nach ständiger Rechtsprechung des BFH sind fehlerhafte Bilanzansätze grundsätzlich erfolgswirksam zu berichtigen, wenn auch der Bilanzierungsfehler sich erfolgswirksam ausgewirkt hat (BFH, Urteile vom 7. Ju​ni 1988 VIII R 2956/82, BStBl II 1988, 886; vom 16. Mai 1990 X R 72/87, BStBl II 1990, 1044; vom 25. April 1990 I R 78/85, BFH/NV 1990, 630; vom 12. November 1992 IV R 59/91, BStBl II 1993, 393). Dies gilt auch dann, wenn die Ertragsteueransprüche für die Veranla​gungszeiträume, in denen sich die unrichtige Bilanzierung bereits steuerrechtlich ausgewirkt hat, schon verjährt sind (BFH, Urteile vom 8. Dezember 1988 IV R 33/87, BStBl II 1989, 407; vom 16. Mai 1990 X R 72/87, BStBl II 1990, 1044; Beschluss vom 30. März 1994 I B 81/93, BFH/NV 1995, 192). Im konkreten Fall bewirkte die unterlassene Einbuchung der jährlich entstehenden und gestundeten Zinsen in den einzelnen Jahren, dass der Gewinn wegen der Nichterfassung einer Betriebseinnahme in dieser Höhe zu niedrig ausfiel. Bei der Ein​buchung zum 30. Juni 1992 ist der Gewinn somit um 40.083 DM zu erhöhen. Angesichts des Vorrangs des Grundsatzes des formellen Bilanzenzusammenhangs ist es unbeachtlich, dass damit das Prinzip der periodengerechten Gewinnermittlung durchbrochen und im Ergebnis die Wirkung der Verjährung beseitigt wird (BFH, Beschlüsse vom 29. November 1965 GrS 1/65 S, BStBl III 1966, 142; vom 30. März 1994 I B 81/93, BFH/NV 1995, 192).

Diesem Ergebnis steht auch das Urteil des BFH vom 24. Oktober 2001 X R 153/97, BStBl II 2002, 75 nicht entgegen. Dort wurde entschieden, dass die fehlerberichtigende Einbuchung eines abnutzbaren Anlagegutes mit dem Wert zum Bilanzstichtag zu erfolgen habe und des​halb bisher unterlassene Abschreibungen für Abnutzung nicht berücksichtigt werden könn​ten. Die unterlassene Einbuchung des Anlagegutes hatte mit dem Wert, mit dem es fehler​berichtigend eingebucht wurde, ursprünglich zu keiner Gewinnauswirkung geführt, da inso​weit nur eine Vermögensumschichtung innerhalb des Betriebsvermögens unberücksichtigt geblieben war. Das Gericht lehnte es dagegen ab, die bislang nicht gewinnmindernd gebuch​ten Abschreibungen nachzuholen, weil ein Bilanzansatz, der gewinnmindernd hätte fortge​führt werden könnte, in den ursprünglichen Bilanzen fehlte. Im vorliegenden Fall werden jedoch nur die Gewinnauswirkungen nachgeholt, die unmittelbar und ihrer Höhe nach mit der fehlerberichtigenden Einbuchung der Zinsforderung zum 30. Juni 1992 zusammen​hängen.

Ob sich dasselbe Ergebnis auch unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben mit dem Verhalten des Klägers in der Vergangenheit begründen lässt, konnte das Gericht daher offen lassen.

Für das Wirtschaftsjahr 1992/93 ergibt sich eine Erhöhung des Gewinns um 650 DM. Der Kläger hat seinen Gewinn für dieses Wirtschaftsjahr durch ein Einnahme-Überschussrech​nung nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt, so dass für die Realisierung von Betriebseinnahmen grundsätzlich der Zeitpunkt ihres Zuflusses nach § 11 Abs. 1 EStG maßgeblich ist. Am 1. Oktober 1992 sind dem Kläger die gesamten Zinsen aus dem Darlehensvertrag in Höhe von 40.733,20 DM zugeflossen, da sie in diesem Moment mit dem Kaufpreis für die beiden erworbenen Grundstücke verrechnet worden sind. Da Zinserträge mit ihrem Entstehen sich im Rahmen der Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG grund​sätzlich als Betriebseinnahme gewinnerhöhend auswirken, ist ein Betrag von 40.083,20 DM im ersten Jahr nach dem Übergang zur Einnahme-Überschussrechnung vom Gewinn abzu​rechnen (vgl. R 17 Abs. 2 Einkommensteuerrichtlinien ‑ EStR ‑).

Unter Berücksichtigung des Freibetrags für Landwirte nach § 13 Abs. 3 EStG ergibt sich danach für das Streitjahr ein zu versteuerndes Einkommen in Höhe von xxx DM. Die festzu​setzende Einkommensteuer beträgt xxx DM. Wegen der Berechnung wird auf die Anlage zu diesem Urteil hingewiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 137 Satz 1 Finanzgerichtsordnung (FGO), weil die Klä​ger erst im Klageverfahren das Schreiben des Notars vom 1. November 1976 vorgelegt haben.

Die Revision war wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache nach § 155 Abs. 2 Nr. 1 FGO zuzulassen.

Anlage zum Urteil vom 6. Oktober 2003
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Berechnung des zu versteuernden Einkommens 1992
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